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Amrechnungskurſe für die Amſatz⸗Ausgleichſteuer und für die Leuchtmittelſteuer 


(5 1 der Verordnung vom 9. April 1936 — RG Bl. S. 368, R3 Bl. S. 137 — 7 59 Abs. 2 der Durchführungsbeſtimmungen 
Zum Leuchtmittelſteuergeſetz) 
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Staat Einheit Reichsmark Staat Einheit Reichsmark 
E AAA 
Agypten 1 ágnpt. Pfund 12,83 Neuſeeland Kurs für telegraphiſche 
Argentinien 1 Papierpeſo 0,692 Auszahlung Großbritan⸗ 
y (= 0,44 Goldpeſo) nien abzüglich 19%, vom 
Auſtralien Kurs für telegraphiſche Hundert 
Auszahlung Großbritan⸗ Niederlande 100 Gulden 169,26 
nien abzüglich 20 vom Niederländiſch⸗ Kurs für telegraphiſche 
Belgien 100 Bel ie pr eg gage Pe 
eg elga h uzüglich Yanom Hunder 
(= 500 belg. Franken) Norwegen ae 100 Rronen 62,94 
Braſilien 1 Milreis 0,146 Sfterreid) .......- 100 Schilling 49,05 
Britiſch⸗Hongkong 100 Dollar 77,50 Paläſtina (Paläſtina-Pfunde): 
Britiſch⸗Indien er 1 5 11 88 fing) Kurs für telegraphiſche 
— 7,54 Pfund Sterling Auszahlung Großbritan⸗ 
weng Straits „100 Dollar 146,80 gien oli 1 vom 
ttlements Hundert 
Bulgarien 100 Lewa 3,053 SUEY yoo sad oo 100 Goles 62,50 
Canada ......... 1 fanab. Dollar 9,491 F 100 Zloty 46,90 
Chiilllle 100 Peſos 13,— Portugal .....--- 100 Escudos 11,375 
China-Shanghai 100 Dollar 75,20 Rumänien 100 Lei 2,492 
Dänemark 100 Kronen 55,93 Schweden 100 Kronen 64,57 
Dane 100 Gulden 46,90 Schweiz 100 Franken 81,21 
Ed... ir 100 efin. Kronen 68,07 Spanien 100 Peſeten 32,11 
Finnland 100 mt. 5,526 Südafrikaniſche (1Südafrik. Pfund): | 12,45 
Frankreich 100 Francs 16,415 Union und Süd- 
Griechenland 100 Drachmen 9,357 weſt⸗Afrika 
Großbritannien 1 Pfund Sterling 12,53 Tſchechoſlowakei * 100 Kronen 10,28 
Set es 100 Rials 15,57 Türkei 1 türk. Pfund 1,982 
sland 100 Kronen 56,18 Ungarn . — 100 Pengo 62,22 
de 100 Lire 19,61 Union der Sozialiſt. 100 Somjet-Rubel 49,245 
Ay dl cd 1 Men 0,732 Sowjetrepubliken (3 franz. Francs 
Jugoſlawien 100 Dinar 5,666 — 1 Somjet-Rubel) 
Lettland 100 Lats 81,08 Ona ea 
ee ra. 100 Litas 41,99 Uruguay .......- 1 Goldpeſo 1,271 
Luxemburg. 500 Franken 52,525 Vereinigte Staaten 1 Dollar 27492 
Merlo oh ers 100 Peſos 69,20 von Amerika 
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J. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaſtlich betreffen 


Wann iſt eine ſtrafbare Handlung im Sinne eines Straf⸗ 
freiheitsgeſetzes »begangen«? 


Urteil des Reichsgerichts, 3. Strafſenat 

vom 2. April 1936 — 3 D 947/35 

(Deutſche Juſtiz 1936 — Heft 30 — 
S. 1125) 


Aus den Gründen: 


Das Straffreiheitsgeſetz vom 20. Dezember 1932 (RG Bl. 1 
S. 559) findet auf die Ehefrau V. keine Anwendung. Zwar 
läßt ſich nach dem Urteile die Möglichkeit nicht völlig aus. 
ſchließen, daß die nach außen hervorgetretene Beihilfehand⸗ 
lung der V., nämlich die Herſtellung der Verbindung zwiſchen 
dem Schmuggler und den Abnehmern des Jeinſchnittabaks, 
vor dem 1. Dezember 1932, dem Stichtage des Geſetzes, 


abgeſchloſſen war. Der durch ſie ermöglichte Tabakſchmuggel 
hat ſich jedoch bis in den Mai 1933 hinein fortgeſetzt, und 
die V. hat bis zu dieſem Zeitpunkt zuſammen mit ihrem 
Ehemann fortlaufend für das Schmuggelgut »Vermittlungs⸗ 
gebühren« von den Haupttätern bezogen. — Bei einer 
ſolchen Sachgeſtaltung wird im Sinne des Straffreiheits⸗ 


geſetzes die Beihilfe fo lange »begangen«, als die von dem 
Gehilfen gewollte und geförderte Haupttat begangen wird. 


Die Frage iſt rechtlich genau ſo zu beurteilen wie diejenige, 
wann die Teilnahmehandlung im Sinne der Verjährungs⸗ 
vorſchriften »begangen« iff. Hier hat aber das Reichs⸗ 
gericht in ſtändiger Rechtſprechung, auf deren Begründung 
verwieſen wird, angenommen, die Strafverfolgung des Teil⸗ 
nehmers beginne jedenfalls erſt mit der Beendigung der 
Haupttat zu verjähren. 

2 1300 — 47 112 


II. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Bekanntmachung vom 10. Auguſt 1936) 
Auf Grund des $ 1 Abf. 2 der Zweiten Durchführungs⸗ 


verordnung vom 24. Juli 1935 zum Geſetz über die Devifen» | 


bewirtſchaftung vom 4. Februar 1935 (Reichsgeſetbl. I 
S. 1046) 2) wird hiermit angeordnet: 


$1 
Die Bekanntmachung der Reichsſtelle für Deviſenbewirt 
ſchaftung vom 13. November 1935 (Deutſcher Reichsanzeiger 
Nr. 269 vom 16. November 1935) 3) wird wie folgt 
geändert: 


1. $2 Abſ. 1 Satz erhält folgende FJaſſung: 


»(1) Die Verordnung findet außerdem auf alle | 
franzöfifchen, 
litauiſchen 


anderen Waren tſchechoſlowakiſchen, 
italieniſchen, polniſchen, Danziger und 
Urſprungs Anwendung. « 
2. In $2 Abſ. 2 iſt ſtatt 
147 b Bettfedern, gereinigt oder zugerichtet (geſchliſſen 
uſw. ) a 
zu ſetzen: 


„1472 Bettfedern: ungereinigt, roh oder zugerichtet 


(geſchliſſen uſw.) 
147 b Bettfedern: gereinigte. 


3. § 2 erhält folgenden Abſ. 4: 
»(1) Die in $2 Abſ. 2a der Verordnung neben 
anderen Ausnahmen enthaltene Ausnahme für Waren 
im Werte von nicht mehr als 10, — N, die im 


Landſtraßenverkehr — ausgenommen den Güterfern⸗ 
verkehr — eingebracht werden, gilt nicht für Waren 
litauiſchen Urſprungs.« 
$2 
$ 1 Nr. 1. und 2. dieſer Bekanntmachung treten am 


15. Auguſt 1936, § 1 Nr. 3. tritt am 25. Auguſt 1936 
in Kraft. 


Berlin, den 10. Auguſt 1936 


Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaſtung 
Wohlthat 


2 1134 — 611 1 


) DRAnz. Nr. 185 vom 11. Auguſt 1936 
2) R3BL S. 33 
3) RZBL S. 488 


| Abfertigung übernahmeſcheinpflichtiger Waren bei gleich · 


zeitiger Vorlage von ausländiſchen Ausfuhrbeſcheinigungen 


Es beſteht Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, daß in den 
Fällen, in denen gewiſſe übernahmeſcheinpflichtige Waren 
nur bei gleichzeitiger Vorlage von ausländiſchen Ausfuhr. 
beſcheinigungen zum freien Verkehr abgefertigt werden dürfen 
(vgl. z. B. NIBL 1934 S. 53, 119, 132, 188, 277, 
RZBL. 1935 S. 138), erledigte Ausfuhrbeſcheinigungen 


nicht dem Einführenden zurückgegeben werden dürfen, ſondern 


zu den Zollabfertigungspapieren zu nehmen ſind. 
RFM. vom 7. Auguſt 1936 — 2 1101 — 803 II 


IV. Kraftfahrzeugverkehr (einſchl. Kraftfahrzeugſteuer), Urkundenfteuer 


Urkundenſteuer 


L Vergleiche 
Auf Grund des $ 13 AD. ordne ich mit Wirkung 
vom 1. Juli 1936 das folgende an: 
Von der Beſteuerung nach § 19 USO. ift 
ausgenommen ein Vergleich, der geſchloſſen wird 


1. vor einem Schiedsmann (Friedensrichter oder 
einer ähnlichen Stelle) im Strafverfahren, 

2. vor dem Parteigericht, den Gerichten der 
Gliederungen und den Ehrengerichten der an⸗ 
geſchloſſenen Verbände der NSDAP, 


IL 


II. 


IV. 


VI. 
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ſoweit in ihm nicht geldwerte Leiſtungen übernommen 
werden, deren Wert den Betrag von 150 RM 
überſteigt. 


Verſteigerungen 


Auf Grund des $13 AD. ordne ich mit Wirkung 
vom 1. Juli 1936 ab das folgende an: 

Von der Beſteuerung nach § 40 UrkStG. it 
ausgenommen die Verſteigerung von Weinbau⸗ 
erzeugniſſen durch Beamte der Weinbauverwaltungen 
des Neichs, eines Landes, einer Gemeinde (Gemeinde ⸗ 
verbands) und einer anderen öffentlich⸗rechtlichen 
Körperſchaft. 


Werkverträge 


Auf Grund des § 13 AD. ordne ich mit Wirkung 
vom Inkrafttreten des Artikels 2 des Geſetzes zur 
Anderung des Beförderungſteuergeſetzes vom 2. Juli 1936 
(Reichsgeſetzbl.1 S. 531) ab das folgende an: 

Außer den im $ 15 Abſ. 5 UrkStG. und im § 37 

Urk OB. bezeichneten Verträgen iſt von der Beſteuerung 

ausgenommen ein Vertrag über die Beförderung 

einer Perſon oder Sache auf Waſſerſtraßen. 


Hiernach zu Unrecht entrichtete Urkundenſteuer iſt | 


zu erſtatten. 


Verwendung von Steuerzeichen durch die 
Dienſtſtellen der NS O AP und ihrer Gliede⸗ 
rungen 


Durch Erlaß vom 11. Juli 1936 (8 5759 — 4 III) 
habe ich mich damit einverſtanden erklärt, daß die 
Dienſtſtellen der Partei und ihrer Gliederungen als 
Behörden im Sinn des $ 17 Urk B. gelten. 


. Steuererlaß aus Billigkeitsgründen | 
Auf Grund des $ 131 Abſ. 3 UD. ordne ich das 


folgende an: 
Die in meinem Erlaß vom 10. Februar 1934 
(O 1760 — 11 111), betr. Erlaß von Befig- und 
Verkehrſteuern und von Strafen, für die Kapital: 
verkehrſteuer getroffene allgemeine Regelung gilt auch 
für die Arkundenſteuer. 


Vermeidung von Doppelbeſteuerungen im 
Verhältnis zu Danzig 


Auf Grund des $ 15 AD. ordne ich zur Vermeidung 
von Doppelbeſteuerungen auf dem Gebiet der Urkunden ⸗ 
ſteuer im Verhältnis zur Freien Stadt Danzig unter 
Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs das folgende an: 


1. Die Danziger Urkundenſteuer für die im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig errichteten Urkunden iſt 
auf die nach $ 3 UrfStG. zu entrichtende Urkunden⸗ 
ſteuer anzurechnen. 


Urkundenſteuerfreiheit aus $21 Abſ. 5 Ziff. 3, 
$ 22 Abſ. 4 Ziff. 3, $28 Abſ. 6 Ziff. 2 und 3 


und $ 32 Abſ. 4 Ziff. 2 UrkStG. wird auch dann 
gewährt, wenn die Danziger Wertpapierſteuer zu 
erheben iff oder Befreiung von dieſer erfolgt. 

Hiernach zu Anrecht entrichtete Urkundenſteuer 
iſt zu erſtatten. 


2. Die in Abſchn. 1 bezeichneten Vergünſtigungen 
werden nur auf Antrag gewährt. Diefer iſt inner 
halb eines Jahres nach Entſtehung der Steuerſchuld 
bei einem nach $ 1 Ab. 1 Ark DB. zuständigen 
Finanzamt zu ſtellen. Der Antragſteller hat 
gleichzeitig das Vorliegen der Vorausſetzungen für 
die Anrechnung, Befreiung oder Erſtattung nad) 
zuweiſen. 


VII. Steuererlaß im Oſthilfeverfahren 


Durch Erlaß vom 17. Juli 1936 (8 5705 — 8 III) 
habe ich mich auf Grund des $ 131 MO, damit cin» 
verſtanden erklärt, daß die Urkundenſteuer zu den Ur 
kunden, die anläßlich der Durchführung des Oſthilfe⸗ 
geſetzes errichtet werden, rückwirkend vom 1. Juli 1936 
ab in dem gleichen Umfang ganz oder zum Teil er 
laſſen wird, wie dies hinſichtlich der Landesſtempel⸗ 
ſteuern bisher geſchehen iſt. Die Vergünſtigung iſt 
von dem Finanzamt oder dem Landesfinanzamt (vgl. 
oben zu V.) nur zu gewähren, wenn die zuſtändige 
Landſtelle oder die Bank für Deutſche Induſtrie⸗ 
Obligationen in Berlin beſcheinigt, daß die Urkunden 
aus Anlaß der Durchführung des Oſthilfegeſetzes er- 
richtet worden ſind. Die Erſtattung bereits entrichteter 
Urkundenſteuer iſt ausgeſchloſſen. 


VIII. Steuererlaß für Genoſſenſchaften (Ratio⸗ 


nalifierung, Sanierung landwirtſchaftlicher 
Genoſſenſchaften und Reichsgenoſſenſchafts⸗ 
hilfe) 

Durch Erlaß vom 30. Juli 1936 (8 5774 — 1 III) 
habe ich mich auf Grund des $ 131 AD. damit ein. 
verſtanden erklärt, daß rückwirkend vom 1. Juli 1936 
ab die Urkundenſteuer zu den Urkunden erlaſſen wird, 
die aus Anlaß der Vereinheitlichung des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens (Nationaliſierung, 
Sanierung) und der Durchführung der Reichsgenoſſen 
ſchaftshilfe (Kap. 11 der VO. des Reichspräſidenten 
über die Deutſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und das 
genoſſenſchaftliche Reviſtonsweſen vom 21. Oktober 1932 
— Reichsgeſetzbl. 1 S. 503 —) ausgeſtellt werden. Die 
Erſtattung bereits entrichteter Urkundenſteuer iſt Qué: 
geſchloſſen. 

Die Anträge auf Erlaß find bei den Finanzämtern 
zu ſtellen, und zwar durch Vermittlung der Deutſchen 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, die die Verſicherung abzu⸗ 
geben hat, daß die Urkunde aus Anlaß der Ratio⸗ 
nalifierung uſw. errichtet worden iſt. 


REM. vom 1. Auguſt 1936 — 8 5800 — 10 III 
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